
 

 

 
 
S i t z u n g s n i e d e r s c h r i f t  

 

Ausschuss für Wirtschaft,Tourismus und Verkehr 
  
Sitzungsort: Haus der Insel, Nordeingang - Konferenzraum 3-4, Am Kurtheater 2 

Sitzungsdatum: 24.02.2015  Niederschrift gefertigt am: 12.03.2015 

öffentlich Beginn: 18:00 Uhr Ende: 20:10 Uhr  
 

 
Anwesend:  
 

Vorsitzender  
RM Klaus-Rüdiger Aldegarmann  
  
Stimmberechtigtes Mitglied  
RM Barbara Bakker-Dinkla  
RM Christian Budde  
RV Johannes Terfehr  
RM Bernd Flessner  
BG Axel Stange  
RM Heidi Raschke  
  
beratendes Mitglied  
Geschäftsführer Wilhelm Loth  
  
Sachverständiger  
Polizeihauptkommissar Axel von der Osten 
Stadtbrandmeister Edmund Freese  

  
Von der Verwaltung  
BM Frank Ulrichs  
AV Holger Reising  
StAR Jürgen Vißer  
Verwf.-Ang. Marco Bargstaedt  
  
Schriftführer  
Verw.-Angest. Nico Labitzke  
 
Entschuldigt fehlen:  
 

            
 

STADT NORDERNEY 
Der Bürgermeister 
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T a g e s o r d n u n g 
 
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen La-

dung, der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit sowie der Tages-
ordnung 

 

2. Genehmigung der Niederschrift über die öffentliche Sitzung vom 
16. Oktober 2014 

 

3. Neufassung der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr in der Stadt 
Norderney 

WTV 1/2015 

4. Ausblick auf die geplanten Veranstaltungen  

5. Änderung von Haltestellen auf der Linie Hafen/Nordhelm-
Siedlung 

WTV 2/2015 

6. Sachstandsbericht zur Grunderneuerung des Busbahnhofes "Ro-
sengarten" 

 

7. Einführung von Lade-/Lieferantenzonen WTV 3/2015 

8. Bestandsschutz für LKW ohne Schadstoffgruppe 4 WTV 4/2015 

9. Sachstandsbericht zu den Fahrradständern "Post-
/Friedrichstraße" 

 

10. Mitteilungen der Verwaltung  

11. Anfragen und Anregungen  

12. Einwohner- / Einwohnerinnenfragestunde  
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TOP 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen 
Ladung, der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit sowie 
der Tagesordnung   

  

 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße Ladung, die Anwesen-
heit und die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Beschluss 
 
7 Stimmen dafür 0 Stimmen dagegen 0 Enthaltungen 

 
 
 
TOP 2. Genehmigung der Niederschrift über die öffentliche Sitzung 

vom 16. Oktober 2014   
  

 
Der Vorsitzende stellt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 16.10.2014 zur Geneh-
migung. BG Stange weist darauf hin, dass auf Seite 8 Absatz 4 Zeile 2 stehe, dass sich RM 
Kiefer geäußert habe. Dies sei unzutreffend, da RM Kiefer seines Wissens nach nicht teilge-
nommen habe. Es konnte nicht eruiert werden, wer die Aussage getätigt hat.  
 
StAR Vißer sagte Klärung und Korrektur zu.  
 
(Anmerkung: Bei der Überprüfung im Anschluss stellte sich heraus, dass der Hinweis des 
BG Stange zutreffend ist und sich RV Terfehr geäußert hat und nicht RM Kiefer). 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt der Genehmigung zur Niederschrift der Sitzung vom 16.10.2014 mit 5 
Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen wegen Nichtteilnahme zu.  
 
 
5 Stimmen dafür 0 Stimmen dagegen 2 Enthaltungen 
 
 
 
TOP 3. Neufassung der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr in 

der Stadt Norderney   
WTV 1/2015 

 
 
StAR Vißer stellt den Hintergrund und die Änderungen der Satzung durch die Neufassung 
vor.  
 
Auf Nachfrage des Vorsitzenden Aldegarmann, ob die Feuerwehr noch Änderungswünsche 
bezüglich der Satzung habe, teilte Stadtbrandmeister Freese mit, dass die Satzung mit der 
Feuerwehr bei der Erstellung abgestimmt sei und daher keine Änderungswünsche bestün-
den.  
 
Beschluss 
 
Der anliegenden Neufassung der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr in der Stadt Nor-
derney wird zugestimmt. 
 
 
7 Stimmen dafür 0 Stimmen dagegen 0 Enthaltungen 
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TOP 4. Ausblick auf die geplanten Veranstaltungen     
 
Geschäftsführer Loth stellt die Veranstaltungen des Jahres 2015 vor (Anm.: Veranstaltungs-
kalender liegt bei).  
 
RM Aldegarmann dankt Geschäftsführer Loth für die Ausführungen und lobt die Arbeit der 
Kurverwaltung bei der Erstellung des Veranstaltungskalenders. 
 
RM Raschke erkundigt sich, ob Comedy bei dem diesjährigen Summertime-Festival ausge-
spart werde. Geschäftsführer Loth verneint dies und führt aus, dass es wieder Bestandteil 
des Summertime-Festivals sein werde. Geschäftsführer Loth ergänzt, dass die Art der Aus-
gestaltung jedoch noch nicht geklärt sei. 
 
RM Flessner erkundigt sich, ob es bei schlechtem Wetter die Ausweichmöglichkeit gebe, die 
Veranstaltung in das Haus der Insel zu verlegen. Geschäftsführer Loth verneint dies und 
ergänzt, dass das Haus der Insel nicht für die erwarteten Besucherzahlen ausgelegt sei. Ge-
schäftsführer Loth weist ergänzend darauf hin, dass eine Open Air – Veranstaltung immer 
das Risiko in sich trage, dass es auch schlechtes Wetter geben könnte. 
 
 
TOP 5. Änderung von Haltestellen auf der Linie Hafen/Nordhelm-

Siedlung   
WTV 2/2015 

 
StAR Vißer stellt die aktuelle Haltestellensituation und die geplanten Änderungen vor.  
 
RM Raschke fragt nach, ob Rollstuhlfahrer oder andere in der Mobilität eingeschränkte Men-
schen durch die Anhebung des Bordsteines in den Bus einsteigen könnten. StAR Vißer ant-
wortet, dass der Bordstein nicht als Stufe angehoben werde, sondern eine Abschrägung er-
folge, wodurch ein entsprechender Zugang zum Bus erreicht werde. 
 
RM Stange fragt, weshalb die Öffnung des Buswartehäuschens nach Osten ausgerichtet 
werde. StAR Vißer antwortet, dass die Ausrichtung aufgrund der vorwiegenden Windrichtung 
erfolge. 
 
 
TOP 6. Sachstandsbericht zur Grunderneuerung des Busbahnho-

fes "Rosengarten"   
  

 
StAR Vißer stellt die aktuelle Situation und den derzeitigen Planung- und Sachstand zur 
Grunderneuerung des Busbahnhofs „Rosengarten“ vor. StAR Vißer weist darauf hin, dass 
das Toilettenhäuschen aus der Planung herausgenommen worden sei, weil dieses nicht för-
derfähig sei. StAR Vißer legt dar, dass der Landkreis Aurich eine Förderung von 25 %, ma-
ximal aber 33.000,00 EUR der zuwendungsfähigen Nettokosten zugesagt habe. StAR Vißer 
ergänzt, dass die Landesnahverkehrsgesellschaft mitgeteilt habe, dass das Projekt im För-
derprogramm des Jahres 2015 aufgenommen sei, aber noch kein Zuwendungsbescheid er-
gangen sei. StAR Vißer fügt an, dass bei einer Förderung durch die Landesnahverkehrsge-
sellschaft bis zu 75 % der zuwendungsfähigen Nettokosten übernommen würden, sodass im 
Idealfall die Stadt Norderney lediglich die Mehrwertsteuer zu tragen habe.  
 
BM Ulrichs ergänzt, dass die Finanzierung des Toilettenhäuschens lediglich aus der Projek-
tierung des Umbaus des Busbahnhofs Rosengartens herausgenommen worden sei und das 
Toilettenhäuschen aller Voraussicht nach in einem anderen Projekt umgesetzt werde.  
 
RM Bakker-Dinkler bittet zu beachten, dass die Glasscheibe des Buswartehäuschens mat-
tiert oder anderweitig verändert werde, um die Vögel vor Schäden zu schützen. StAR Vißer 
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weist darauf hin, dass dies ohnehin vorgeschrieben sei und es sich bei der Abbildung ledig-
lich um ein Referenzprodukt zur Veranschaulichung handele. 
 
 
TOP 7. Einführung von Lade-/Lieferantenzonen   WTV 3/2015 
 
StAR Vißer stellt die derzeitige Situation und den aktuellen Planungsstand vor und weist da-
rauf hin, dass die Thematik bei der nächsten Verkehrsbereisung mit dem Landkreis bespro-
chen werde.  
 
RM Aldegarmann ergänzt, dass die Idee in Abstimmung mit den ortsansässigen Lieferfirmen 
entstanden sei. RM Aldegarmann fügt hinzu, dass die rechtliche Situation jedoch noch ge-
klärt werden müsse. 
 
Polizeihauptkommissar von der Osten wirft ein, dass nach seiner Kenntnis auch private 
Fahrzeuge diese Lieferzonen nutzen dürften, wenn sie entsprechende Güter transportieren. 
Polizeihauptkommissar von der Osten ergänzt, dass die rechtliche Frage, inwiefern auch 
private Güter dort entladen werden dürften, von den Gerichten sehr unterschiedlich beurteilt 
werde. 
 
StAR Vißer antwortet, dass deswegen eine Umsetzung vorbehaltlich der Zustimmung des 
Straßenverkehrsamtes erfolge.  
 
RM Bakker-Dinkla fragt, ob die Einrichtung von Lade- / Lieferantenzonen als Versuch erfolge 
und ob auch die Haltebucht vor dem ehemaligen Rathaus hier mit einbezogen werde. RM 
Aldegarmann antwortet, dass es sich um einen Versuch handele, um die Verkehrssituation, 
insbesondere für die Zulieferer, auf Norderney zu vereinfachen. StAR Vißer antwortet, dass 
ein hiesiger Spediteur die Einrichtung einer Lade- / Lieferantenzone an der Haltebucht vor 
dem ehemaligen Rathaus als nicht erforderlich angesehen habe. 
 
RM Raschke erkundigte sich, ob die Planung mit den Handwerksbetrieben abgesprochen 
sei. StAR Vißer verneinte dies, weil diese Zonen ausschließlich für den Lieferverkehr gelten 
sollen und daher eine Abstimmung mit den Lieferunternehmen erfolgt sei.  
 
Beschluss 
 
Unter dem Vorbehalt der Zustimmung durch die zuständige Straßenverkehrsbehörde sollen 
die genannten „Lade-/Lieferantenzonen“ eingerichtet werden. 
 
 
7 Stimmen dafür 0 Stimmen dagegen 0 Enthaltungen 
 
 
TOP 8. Bestandsschutz für LKW ohne Schadstoffgruppe 4   WTV 4/2015 
 
RM Aldegarmann weist darauf hin, dass der ursprüngliche Beschluss vor vier Jahren ergan-
gen sei und es eigentlich nur darum ginge, daran zu erinnern, dass die Übergangsfrist ablau-
fe.  
 
StAR Vißer ergänzt, dass der bisherige Bestandsschutz für LKWs nur noch bis Ablauf dieses 
Jahres gelte und dass daher im nächsten Jahr nur Fahrzeuge mit der entsprechenden 
Schadstoffgruppe das Gebiet der Saisonverkehrssperre befahren dürften, es sei denn je-
mand habe triftige Gründe vorzubringen. StAR Vißer informiert, dass eine Befragung der 
betroffenen Firmen ergeben habe, dass die Firmen die Angelegenheit im Wesentlichen mit-
tragen würden und die Firmen schon einen Großteil ihrer Fahrzeuge umgerüstet hätten bzw. 
umrüsten würden oder sogar Neuanschaffungen getätigt würden. StAR Vißer teilt mit, dass 
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insbesondere kleinere Firmen erklärt hätten, dass die Umrüstung ihnen Schwierigkeiten be-
reite, wobei dann zu beachten sei, ob ein Unternehmen bereits die Umrüstung in Angriff ge-
nommen habe oder bislang nicht tätig geworden sei. StAR Vißer begrüßt die Bereitschaft der 
Unternehmen die Angelegenheit mitzutragen. 
 
BM Ulrichs ergänzt, dass bei unterbliebener oder inkonsequenter Umsetzung des Beschlus-
ses diejenigen Unternehmen benachteiligt werden würden, die bereits umgerüstet hätten, 
weil dies mit Kosten in bis zu fünfstelliger Höhe verbunden sei. BM Ulrichs weist auf Proble-
me für die kleineren Firmen hin und stellt klar, dass man im Einzelfall prüfen müsse, ob man 
eine Ausnahmeregelung treffen könne, wobei diese auch gerecht gegenüber den anderen 
Firmen sein müsse.  
 
RM Aldegarmann fügt hinzu, dass man im Beschluss Ausnahmen zugelassen habe, wobei 
die Ausnahmen insbesondere auf technische Gründe und wirtschaftliche Härtefälle be-
schränkt seien.  
 
RM Budde weist darauf hin, dass man sich überlegen müsse, wie man die Norderneyer Un-
ternehmen, die aufgrund der Umrüstung finanziell belastet seien, auch außerhalb des Sai-
sonverkehrsverbotes schützen könne. RM Budde verdeutlicht, dass außerhalb des Saison-
verkehrsverbotes auch Fahrzeuge vom Festland die Norderneyer Straßen befahren dürften, 
die die Anforderungen an die Schadstoffklassen nicht erfüllten, wodurch Norderneyer Unter-
nehmen benachteiligt würden.  
 
RM Aldegarmann erläutert, dass die rechtlichen Möglichkeiten abzuklären seien. RM Alde-
garmann fügt hinzu, dass man mit einer Ganzjahressperre die Problematik regeln könne und 
die Einführung einer Umweltzone nicht möglich sei. 
 
RM Budde merkt an, dass die Problematik der Ganzjahressperre in absehbarer Zeit in den 
Arbeitskreis Verkehr genommen werden solle. RM Budde erkundigt sich, ob die Entschei-
dung über die Ausnahmegenehmigung von der Stadtverwaltung getroffen werde.  
 
StAR Vißer antwortet, dass es sich bei den Entscheidungen über die Ausnahmegenehmi-
gungen um eine reine Verwaltungstätigkeit handele, sodass die Stadtverwaltung diese Auf-
gabe übernehme. 
 
RM Aldegarmann schlägt vor, dass seitens der Stadtverwaltung ein Kriterienkatalog für die 
Entscheidung, ob ein Unternehmen eine Ausnahmegenehmigung bei Nichteinhaltung der 
Abgasnorm nach Ablauf des Bestandsschutzes bekommt, erarbeitet werden könne, der dem 
Ausschuss vorgelegt werde. RM Aldegarmann ergänzt, dass ein erneuter Beschluss nicht 
erforderlich werde, da keine Änderung des bisherigen Beschluss erfolge. 
 
 
TOP 9. Sachstandsbericht zu den Fahrradständern "Post-

/Friedrichstraße"   
  

 
StAR Vißer trägt den aktuellen Sachstand vor und weist darauf hin, dass der Baubeginn we-
gen des noch nicht beschlossenen Haushaltes verschoben worden sei.  
 
RM Bakker-Dinkla erkundigt sich, ob es sich um die gleichen Fahrradständer wie bei der 
katholischen Kirche handele.  
 
StAR Vißer bejaht die Frage und erklärt, dass diese Ständer fahrradschonender seien.  
 
RM Budde weist darauf hin, dass das Material der Sitzflächen der Bänke zu beachten sei, 
weil dies Auswirkungen auf den Pflegeaufwand habe.  
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BM Ulrichs merkt an, dass dies bei der Materialauswahl beachtet werde.  
 
RM Aldegarmann verdeutlicht, dass man durch die neuen Fahrradständer das bestehende 
Problem mit dem Abstellen der Fahrräder nicht gänzlich lösen könne, aber es sei ein Schritt 
in die richtige Richtung, zumal das bestehende Problem als Folge des Erfolgs, die Bürger zu 
einem Umstieg vom Auto auf das Fahrrad zu bewegen, zu werten sei. 
 
 
TOP 10. Mitteilungen der Verwaltung     
 
a.) StAR Vißer informiert, dass das neue Einsatzleitfahrzeug bestellt und mittlerweile auch 

an die Ausrüstungsfirma überstellt worden sei. Anfang / Mitte März finde eine Baube-
sprechung bei dem Ausrüster statt. Die Auslieferung des Fahrzeuges werde für Ende 
September erwartet. 
 

b.) StAR Vißer informiert, dass die Beschilderung „Verkehrsberuhigter Bereich“ im Bereich 
der Straßen Up Süderdün und Pamirweg auf Anraten der Straßenverkehrsbehörde ent-
fernt worden sei und es danach Rückmeldungen von Bürgern gegeben habe, die das 
nicht hätten hinnehmen wollen. Nach mehrmaligen Treffen mit dem Straßenverkehrsamt 
sei man zu dem Ergebnis gekommen, dass man die Beschilderung wieder aufstellen 
könne, wenn man noch begleitende Maßnahmen ergreife.  Die weiteren Maßnahmen 
habe man soweit beschränken können, dass man im Bereich des Pamirweges ein in die 
Straße hineinragendes Hochbeet installiere und neben der Beschilderung noch Hinwei-
se auf die Fahrbahn aufbringe. Die Aufträge seien erteilt, aber aufgrund der Witterung 
noch nicht umgesetzt worden. StAR Vißer rechnet mit einer Umsetzung bis zum Beginn 
der Osterferien. Es wurde darauf hingewiesen, dass die Fugen im Bereich des Eingangs 
des Pamirweges nachgebessert werden müssen. 

 
RM Raschke weist bezüglich der Piktogramme darauf hin, dass diese am Habenpatt 
sehr abgenutzt seien und erneuert werden müssten. StAR Vißer sagte weitere Veran-
lassung zu. 
 

c.) StAR Vißer informiert, dass im Bereich der Poststraße neben der Beschilderung auch 
Piktogramme als Hinweis auf die Fußgängerzone aufgebracht würden. 

 
d.) StAR Vißer informiert, dass nach Abschluss der Arbeiten am NEZ die Fahrradständer 

anders aufgestellt würden und dass die Umfahrt für die PKWs beibehalten werde. Hin-
sichtlich der Parksituation werde man seitens der Stadtverwaltung auch einschreiten. 
RM Aldegarmann ergänzt, dass es sich um kurzfristige Maßnahmen handele, weil ein 
Gesamtverkehrskonzept für diesen Bereich mit dem Bau des neuen Hafenterminals er-
wartet werde. GF Loth erkundigt sich, ob der Anlieferungsverkehr zum Hafen in den Be-
reich der Busse integriert werde oder ob die Bereiche weiterhin getrennt seien. StAR Vi-
ßer antwortet, dass die Trennung beibehalten werde und dann im Rahmen des Gesamt-
konzeptes eine Änderung zu überdenken sei. BM Ulrichs ergänzt, dass ein privater Ver-
kehr im Bereich des Bus- und Taxiverkehrs nicht möglich sei. RM Aldegarmann weist 
erneut darauf hin, dass die aktuelle Situation nur zu ordnen sei und dauerhafte Maß-
nahmen im Rahmen des Baus des Hafenterminals festzulegen seien. RM Bakker-Dinkla 
weist darauf hin, dass ein Verkehrskonzept idealerweise vorher entstehe. RV Terfehr er-
gänzt, dass eine Konzeption der Umgebung des Hafenterminals mit der Planung des 
Hafenterminals selbst einhergehen müsse. RM Aldegarmann antwortet, dass dies sei-
tens der Frisia berücksichtigt werde.  

 
e.) StAR Vißer informiert, dass der Landkreis die Gebühren für Ausnahmegenehmigungen 

vom Saisonverkehrsverbot angehoben habe. Bei den roten Plaketten würden die Ge-
bühren von 80,00 EUR auf 82,00 EUR, bei den gelben Plaketten von 40,00 EUR auf 
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41,00 EUR und bei den Gästegenehmigungen um 1,00 EUR bis 1,50 EUR angehoben 
werden.  

 
f.) StAR Vißer informiert, dass die sog. Schreiberringe nach Anfrage der Stadt an den 

Landkreis entfernt werden könnten. 
 

 
TOP 11. Anfragen und Anregungen     
 

a.) RV Terfehr weist darauf hin, dass auf dem Habenpatt zwischen dem ehemaligen Te-
lekomgebäude und dem Gebäude Südwesthörn 3 seit der Baumaßnahme (Verbreite-
rung) vor zwei Jahren eine Pfütze auf der Länge des Durchganges bestehe, die nicht 
bzw. kaum abfließe. Dadurch werde der ohnehin recht schmale Durchgang für Fuß-
gänger und Radfahrer noch mehr eingeengt. RV Terfehr erkundigt sich, ob die Bau-
arbeiten abgenommen worden seien. BM Ulrichs antwortet, dass die Arbeiten abge-
nommen worden seien und das Problem aufgrund eingehender Beschwerden be-
kannt sei. Es laufe eine Anfrage bei der Post, ob das angrenzende Grundstück an die 
Stadt verkauft werde, sodass man den Weg an dieser Stelle verbreitern könne. Im 
Zuge der Bauarbeiten würde man dieses Problem beheben können. Sollte ein Kauf 
nicht möglich sein oder mit einer Verzögerung einhergehen, werde man kurzfristig 
dort tätig werden.  

 
b.) RV Terfehr erkundigt sich, ob die Verwaltung Erfahrungswerte bezüglich der Installa-

tion einer Bushaltestelle am Parkplatz C ermittelt habe und wie das Ergebnis sei. 
StAR Vißer antwortet, dass Gespräche mit den Busunternehmen geführt worden sei-
en und das Staatsbad habe sich ein Angebot geben lassen, wie viel diese Umleitung 
kosten würde. Dabei sei der Gedanke aufgekommen, ob eine Haltestelle am Park-
platz C in die Linie 1 integriert werden könne. Diese Gespräche seien noch nicht ab-
geschlossen. Außerdem wolle man das Gesamtkonzept des ÖPNV noch einmal auf-
greifen. BM Ulrichs ergänzt, dass diese Problematik bereits sehr viel Anstrengungen 
erfordert habe und man zu keinem zufriedenstellenden Ergebnisse komme, weil 
rechtliche, kostentechnische und andere Gründe dagegen sprächen. Daher wolle 
man dies im Rahmen einer großen Lösung betrachten. RM Aldegarmann fügt hinzu, 
dass im Rahmen der Planungen der Haltestelle am Parkplatz C die Kosten für die 
Umleitung des NC-Busses erheblich aufgestoßen seien und man deswegen versucht 
habe beim Unternehmer in Erfahrung zu bringen, ob dies wirklich erforderlich sei. 
Daher sei zu überlegen, wo der tatsächliche Bedarf bestehe und wie man eine sinn-
volle Streckenführung gestalten könne. 

 
c.) RV Terfehr erkundigt sich, ob es angedacht sei, dass im ÖPNV ein Doppeldeckerbus 

eingesetzt werde. StAR Vißer antwortet, dass dies nicht im ÖPNV angedacht sei. Al-
lerdings wolle ein Anbieter von Inselrundfahrten einen Doppeldeckerbus einsetzen, 
wobei eine Zustimmung der Stadt Norderney von einer Fahrzeugablastung abhängig 
gemacht werde. RV Terfehr fragt, ob dies dann überhaupt wirtschaftlich sei. StAR Vi-
ßer antwortet, dass dies eine wirtschaftliche Entscheidung sei, die der Unternehmer 
treffen müsse. 
 

   
TOP 12. Einwohner- / Einwohnerinnenfragestunde     

 
a.) Frau Behr fragt, ob die Bushaltestelle Knyphausenstraße / Tannenstraße erhalten 

bleibe. StAR Vißer antwortet, dass dies derzeit noch nicht beantwortet werden könne. 
Die Frage werde in der nächsten Verkehrsbereisung besprochen. Sie fragt nach, wer 
neben dem Landkreis und der Stadt Norderney an der Verkehrsbereisung beteiligt 
werde. StAR Vißer antwortet, dass die Linienbetreiber und auch sonstige Personen, 
die eventuell Probleme mit der Linie haben, an der Liniefestlegung beteiligt würden. 
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Sie fragt weiter nach, ob der Stadt Angaben zum Bedarf der Haltestelle vorliegen. 
StAR Vißer verneint dies und weist darauf hin, dass solche Informationen bei der 
Verkehrsbereisung vom Linienbetreiber vorgetragen würden. Frau Neunaber erkun-
digt sich, wie man sich an der Verkehrsbereisung zu Festlegung der Haltestellen be-
teiligen könne, weil sie direkt vor ihrem Hauseingang eine Haltestelle habe. StAR Vi-
ßer informiert, dass sich die Bürgerin bei der Stadt mit ihrem Anliegen melden solle. 

 
b.) Frau Fokken erkundigt sich, als was die Jann-Berghaus-Straße zwischen Kik und 

Edeka ausgelegt sei. StAR Vißer antwortet, dass es sich um eine Fußgängerzone 
handele. RM Aldegarmann ergänzt, dass es sich um eine Fußgängerzone handele, 
die außerhalb der Saison auch von Fahrradfahrern befahren werden dürfe. Frau Fok-
ken weist darauf hin, dass dieser Bereich trotzdem häufig befahren werde und fragt 
nach, wer dies kontrolliere. Insbesondere könne man dort als mobilitätseingeschränk-
te Person kaum laufen, weil Fahrradfahrer diesen Bereich befahren würden. Die Bür-
gerin schlägt vor, dass man die Bürgersteige von den dort aufgebrachten Hindernis-
sen wie Tische und Stühle befreien könne. RM Aldegarmann antwortet, dass wegen 
des Ausbringens von Tischen und Stühlen dieser Bereich als Fußgängerzone dekla-
riert worden sei. GF Loth antwortet, dass die Kurverwaltung gern die Einhaltung kon-
trollieren würde, aber dies sei aus rechtlichen Gründen nicht möglich. GF Loth er-
gänzt, dass es schwierig sei, zwischen den unterschiedlichen Regelungen zu unter-
scheiden, sodass er für ein ganzjähriges Fahrverbot in der Zone 1 plädiere. RM 
Aldegarmann teilte mit, dass die Problematik verstanden sei und man prüfen müsse, 
was zu veranlassen sei.  

 
c.) Herr Rademacher teilt mit, dass er als Betroffener der Bestandsschutzregelung für 

LKWs grundsätzlich mit der Umrüstung kein Problem habe. Allerdings sehe er sich 
gegenüber der Konkurrenz vom Festland benachteiligt, da er mit Ausgaben belastet 
werde, während festländische Unternehmen im Winter auch ohne die Einhaltung der 
Abgasnormen Norderney befahren dürften. Ferner sei es ungerecht, dass auch wäh-
rend des Saisonverkehrsverbotes Ausnahmegenehmigungen von der Frisia erteilt 
würden, obwohl die Abgasnormen nicht eingehalten würden. StAR Vißer entgegnet, 
dass eine Ausnahmegenehmigung von der Frisia für Gewerbetreibende, die die Ab-
gasnormen nicht erfüllten, nicht zulässig sei. RM Aldegarmann verweist auf den TOP 
8 und ergänzt, dass man das Problem eigentlich nur mit einer ganzjährigen Ver-
kehrssperre lösen könne und die Angelegenheit in den Arbeitskreis Verkehr mitge-
nommen werde. StAR Vißer ergänzt, dass für private Fahrzeuge ein unbegrenzter 
Bestandsschutz gelte. RM Budde ergänzt, dass man die Norderneyer Unternehmen 
nicht benachteiligen wolle und dass man die Problematik zeitnah im Arbeitskreis be-
arbeite. RM Aldegarmann fügt hinzu, dass bisher die Mehrheiten für entsprechende 
Beschlüsse gefehlt hätten. Herr Rademacher und Herr Peters informieren, dass sie 
wie auch andere Unternehmer rechtliche Schritte wegen der Benachteiligung prüfen 
würden. RM Aldegarmann und StAR Vißer entgegnen, dass man einer rechtlichen 
Prüfung ohne Bedenken entgegen sehe. Herr Jentsch schlägt vor, dass man ein 
Fahrverbot für Fahrzeuge, die die Abgasnormen für die Einfahrt in eine Umweltzone 
(grüne Plakette) nicht erfüllten, aussprechen solle. RM Aldegarmann weist darauf hin, 
dass die Problematik nicht ohne weiteres umgesetzt werden könne, weil man die 
rechtlichen Grundlagen schaffen müsse. Allerdings sei dies sehr schwierig, weil die 
Voraussetzungen für eine Umweltzone nicht gegeben seien. Polizeihauptkommissar 
von der Osten ergänzt, dass die Feinstaubbelastung auf Norderney für die Einfüh-
rung einer Umweltzone nicht hoch genug sei. Herr Rass teilt mit, dass eine techni-
sche Umrüstung keinen Sinn ergebe, weil die Partikelfilter nicht warm würden und 
daher ihre Funktion nicht erfüllten. Herr Rass erkundigt sich, weshalb man als Luft-
kurort keine Umweltzone einführen könne. RM Aldegarmann antwortet, dass genau 
der Status als Luftkurort gegen die Einführung einer Umweltzone spreche. Ein ande-
rer Bürger fügt hinzu, dass er Personen kenne, die wegen des Partikelfilters ihr Fahr-
zeug regelmäßig auf dem Festland bewegen müssten, um den Katalysator freizu-
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brennen. RM Budde antwortet, dass dies nicht mehr erforderlich sei, weil es Zusätze 
für den Kraftstoff gebe.  

 
d.) Ein Bürger fragt, weshalb RV Terfehr bei der letzten Ratssitzung nicht mitgeteilt habe, 

dass er sich im Aufsichtsrat des Marineheims befinde. RV Terfehr antwortet, dass 
diese Aussage keine Relevanz gehabt habe.  

 
e.) Ein Taxifahrer weist darauf hin, dass sich die Anforderungen der Gäste an die  Taxi-

unternehmen sehr verändert hätten und erkundigt sich bezüglich des Nachtfahrverbo-
tes für Taxen, ob es eine Möglichkeit gebe, dass man eine Ausnahmeregelung schaf-
fe. RM Aldegarmann entgegnet, dass man zwischen dem Ruheinteresse der Gäste 
einerseits und dem Interesse der Gäste an einer Beförderung abwägen müsse. Diese 
Problematik könne man möglicherweise im Arbeitskreis Verkehr besprechen. StAR 
Vißer ergänzt, dass die bisherigen Regelungen wegen des Ruhebedürfnisses des ku-
renden Gastes geschaffen worden seien. Eine Änderung der Regelung könne er sich 
allenfalls in Bezug auf Elektrofahrzeuge vorstellen. Ein Taxifahrer teilt mit, dass es 
problematisch sei, wenn Konzerte erst nach Eintritt des Nachtfahrverbotes für Taxen 
endeten und man als Taxifahrer die Leute nicht direkt vom Konzert abholen dürfe. 
StAR Vißer entgegnet, dass man sich darüber unterhalten könne. 

 
f.) Ein Bürger teilt mit, dass er die Mitarbeiter des Ordnungsamtes noch nie an der Kai-

serwiese zur Stoßzeit der Gassigänger gesehen habe. Daher bitte er darum, dass die 
Ordnungsbeamten der Stadtverwaltung sich morgen dorthin bewegten. BM Ulrichs 
antwortet, dass dies vor Jahren bereits praktiziert worden sei, wobei der Erfolg allen-
falls einen Tag angehalten habe und die Hundehalter dann ausgewichen seien. Fer-
ner würden die Ordnungsbeamten an ihren Uniformen erkannt, sodass die Hundehal-
ter sich dann korrekt verhielten. Das Problem mit den Verunreinigungen durch Hunde 
bestünde bereits seit Jahren und man habe schon zahlreiche Ansätze diskutiert.  

 
g.) Herr Boelsen informiert, dass er darüber schockiert sei, dass sich der Glascontainer 

vor seiner Tür befinde und er dies nicht gut finde. BM Ulrichs antwortet, dass die 
Standortauswahl sehr schwierig sei, da die Bürger die Glascontainer gern in ihrer 
Umgebung hätten, aber niemand die Glascontainer vor seiner Tür haben wolle. Mög-
licherweise könne man durch eine Abschottung eine Lärmreduzierung erreichen. 

 
RM Aldegarmann beendet die Sitzung.   
 
 
               Aldegarmann           Ulrichs 
    (Vorsitzender)      (Bürgermeister) 
 
 
            Labitzke 
        (Protokollführer) 
 


